Landkreis Oder-Spree Beschlussvorlage
Der Landrat - Offentlich -
Drucksache 008/2019

federfihrendes Amt: Sozialamt

Antragssteller: Dezernat |

Datum: 14.02.2019
Beratungsfolge Termin Bemerkungen

Ausschuss fur Soziales und Gesund- 05.03.2019

heit

Ausschuss fur Haushalt und Finanzen 18.03.2019
Kreisausschuss 20.03.2019
Kreistag 03.04.2019
Betreff:

Richtlinie Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung ambulanter sozialer
Dienste im Landkreis Oder-Spree und

Richtlinie Uber die Gewdahrung von Zuwendungen im Bereich Psychiatrie und
Suchthilfe - Fachforderrichtlinie Gesundheitsamt - im Landkreis Oder-Spree

Beschlussvorschlag:
Der Kreistag beschlie3t mit Giltigkeit ab 01.01.2020:

1. Die Richtlinie Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung ambulanter so-
zialer Dienste im Landkreis Oder-Spree.

2. Die Richtlinie Uber die Gewahrung von Zuwendungen im Bereich Psychiatrie und
Suchthilfe — Fachforderrichtlinie Gesundheitsamt - im Landkreis Oder-Spree.

Sachdarstellung:

Die ,Richtlinie Uber die Gewahrung von Zuwendungen an freie Trager fir die Férderung der
ambulanten sozialen Dienste im Landkreis Oder-Spree” und die ,Grundstruktur und Malsta-
be fir geférderte ambulante soziale Dienste freier Trager® mit Fortschreibung wurden am
23. Marz 2004 im Kreistag beschlossen.

Seit 2004 erfolgte keine Uberarbeitung der Richtlinie fir die ambulanten sozialen Dienste.

Einzelne Trager sowie die LIGA der Spitzenverbande der Freien Wohlfahrtspflege im Land-
kreis Oder-Spree ubten Kritik an der fehlenden Fortschreibung der Richtlinie.

Gegenstand der Einlassungen war zum einen, die seit Jahren bei der Zuwendung nicht be-
rucksichtigten Tarifsteigerungen bei den Personalkosten sowie sonstige Kostensteigerungen
und zum anderen die Finanzierungart in Form einer Festbetragsfinanzierung in Héhe von 90
% der forderfahigen Kosten.

Ein weiterer Kritikpunkt war, dass im Rahmen der Richtlinie nur die Personalkostenanteile
ohne Arbeitgeberanteil ibernommen werden.
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Die Richtlinie, als Bestandteil der Sozialplanung im Landkreis Oder-Spree, galt es kurzfristig
zu Uberarbeiten. Ziel ist es, bereits fir das Férderjahr 2020 Zuwendungen auf Grundlage der
veranderten Forderbedingungen im Rahmen der neuen Richtlinien auszureichen und die
inhaltliche Planung und Ausgestaltung der Angebote sowie die verwaltungstechnische Um-
setzung an die entsprechenden Fachamter zu tbergeben.

Zur Bewaltigung dieser Aufgabe mussten alle relevanten Akteure in der Kreisverwaltung ak-
tiviert und in den Umsetzungsprozess eingebunden werden.

Im Juli 2018 wurde dazu eine Arbeitsgruppe bestehend aus Vertretern des Sozialamtes, des
Gesundheitsamtes, des Amtes flr Auslanderangelegenheiten und Integration, des Jugend-
amtes, der Sozialplanung, des kommunalen Jobcenters, des Blros der Gleichstellungs-,
Auslander-, Behinderten- und Seniorenbeauftragten sowie der Stabstelle fir Personal und
Organisation gebildet. RegelmaRige Treffen der beteiligten Akteure zur Abstimmung aller
vorhandenen Angebote in den Fachamtern und der Differenzierung der zukinftigen Struktur
der Richtlinie fanden statt.

Grundlage bei der Erarbeitung der Richtlinie und der Bemessung der Budgets bildeten die
bestehenden Angebote. Vorrangig galt es, die Struktur zu Uberarbeiten und die finanziellen
Rahmenbedingungen fir die Férderung neu zu definieren.

Im Zuge der Uberarbeitung der Richtlinie wurde die Entscheidung getroffen, die bestehende
Richtlinie in zwei Forderrichtlinien aufzugliedern. Zum einen in die ,Richtlinie Uber die Ge-
wahrung von Zuwendungen zur Férderung ambulanter sozialer Dienste* und zum anderen in
eine ,Richtlinie Uber die Gewahrung von Zuwendungen im Bereich der Psychiatrie und
Suchthilfe®.

Diese Trennung lehnt sich an die besonderen Forderkonditionen im Rahmen der Aufgaben-
erfillung gem. § 5 des Brandenburgischen Gesundheitsdienstgesetzes sowie des § 6 des
Brandenburgischen Psychisch-Kranken-Gesetz - BbgPsychKG fur die Forderbereiche der
ambulanten Beratungs- und Behandlungsstellen fur Suchtkranke (BBS) und der Kontakt- und
Beratungsstellen fur psychisch Kranke (KBS) an. Zudem empfiehlt das BbgPsychKG, die
Angebote an die Gesundheitsamter der Landkreise fachlich anzubinden.

1. Richtlinie uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung ambulanter sozi-
aler Dienste:

Ziel der Fdrderung ist der Aufbau und Erhalt einer ganzheitlichen, bedarfsgerechten ambu-
lanten Beratungs- und Betreuungsstruktur mit sozialhilfeerganzenden und sozialhilfeerset-
zenden Leistungen im Landkreis Oder-Spree.

Ein Rechtsanspruch der Antragsteller auf Gewahrung der Zuwendung besteht nicht.
Zuwendungsempfanger bzw. antragsberechtigt sind Trager und Verbande der freien Wohl-
fahrtspflege und deren Mitglieder sowie Verbande und Vereine.

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektférderung als Zuschuss gewahrt.

Die Finanzierungsart richtet sich nach dem jeweiligen Férderbereich und wird je nach Spe-
zifik als Anteils- oder Festbetragsfinanzierung bewilligt. Die Zuwendung flr die Projekte kann
bis zu

95 % der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben betragen.
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Der Forderung der LIGA, den Zuschuss auf 100 % der zuwendungsfahigen Gesamtausga-
ben zu erhdhen, konnte nicht entsprochen werden, da die Verwaltungsvorschrift zur Landes-
haushalts-ordnung bei Zuwendungen grundsatzlich nur eine Teilfinanzierung zulasst. Zudem
ist der zu erbringende Eigenanteil in Hohe von 5 % der Gesamtkosten bei den bestehenden
Angeboten von jedem Trager leistbar und kann in Form von Eigenmitteln, Entgelten, Kosten-
beitragen, EU-Mitteln, Mitteln des Landes und sonstigen Mitteln erbracht und nachgewiesen
werden.

Zuwendungsfahig im Rahmen der Forderung sind Personal- und Sachausgaben des Ange-
botes, die in Zusammenhang mit den MaRnahmen entstehen.

Die Sachausgaben kénnen bis zu 25 % der zuwendungsfahigen Personalkosten betragen.
Zu den Sachkosten gehoren z.B. Miete, Blrobedarf, Versicherungen und Gemeinkosten.
Die Gemeinkosten kdénnen bis zu 5 % der zuwendungsfahigen Personalausgaben innerhalb
der Sachausgaben anerkannt werden. Nicht forderfahig sind Investitionskosten und kalkula-
torische Kosten. In begriindeten Einzelfallen kann ein héherer Sachkostenanteil bewilligt
werden.

Eine Ausnahme bilden dabei die Zuwendungen in festgeschriebenen Forderbereichen.

Hier ist eine alleinige Sachausgabenférderung maoglich.

Das_Verwaltungsverfahren ist in der neuen Richtlinie geregelt worden.

In der Richtlinie fur die ambulanten sozialen Dienste sind neue Forderbereiche definiert wor-
den:

1. Allgemeine soziale Beratung und Betreuung (Punkt 2.1 der Richtlinie)

In diesen Forderbereich fallen die Beratungscenter und Kontaktstellen fiir sozial Benachtei-
ligte. Davon gibt es im Landkreis derzeit vier. Sie befinden sich in Erkner, Beeskow, Furs-
tenwalde und Eisenhiittenstadt. Neu aufgenommen in die Richtlinie wurden die Zuwendun-
gen fur die Schuldnerberatungsstellen, von denen es in Beeskow, Flrstenwalde, Eisenh(t-
tenstadt und Erkner eine Anlaufstelle gibt. Bislang wurden die Schuldnerberatungsstellen
uber eine Rahmenvereinbarung gefdrdert.

2. Zielgruppenspezifische Beratungs- und Betreuungsleistungen (Punkt 2.2 der Richtlinie)
Darunter fallen niedrigschwellige Unterstitzungsangebote fur Menschen mit Behinderungen
und die Familien entlastenden Dienste. In diesem Foérderbereich werden auch Beratungs-
und Unterstutzungsangebote fiur altere und pflegebedirftige sowie von Pflegebedurftigkeit
bedrohte Menschen unterstitzt. AuRerdem wurde in diesem Forderbereich die Forderung
der Frauenhauser, erganzend zur Landesférderung, aufgenommen. Im Landkreis gibt es
zwei Frauenhauser. Ein Frauenhaus befindet sich in Eisenhittenstadt und ein Frauenhaus in
Furstenwalde.

3. Niederschwellige Betreuungs- und Entlastungsangebote/Alltagsunterstiutzende Angebo-
te nach § 45 cund d SGB XI (Punkt 2.3 der Richtlinie)

In diesen Forderbereich werden mit den Verbanden der Pflegekassen niederschwellige Be-

treuungsangebote, ehrenamtliche Strukturen und die Selbsthilfegruppen sowie Modellvorha-

ben zur Erprobung neuer Versorgungsstrukturen finanziert.

4. Burgerschaftliches Engagement/Ehrenamt, Strukturen der Selbsthilfe

(Punkt 2.4 der Richtlinie)
Freiwilliges und ehrenamtliches Engagement flr die Betreuung aller Zielgruppen werden
Uber diesen Forderbereich unterstitzt.
Gefordert werden im Landkreis die Selbsthilfekontaktstellen, die Begegnungsstatten fir Se-
nioren und Menschen mit Behinderung sowie die Fortbildung von ehrenamtlichen Hospizmit-
arbeitern.

5. Sondermaflnahmen und Projekte (Punkt 2.5 der Richtlinie)

In diesem Forderbereich konnen befristete und/oder sozialrdumliche orientierte innovative
MaRnahmen geférdert werden.
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2. Richtlinie uiiber die Gewdhrung von Zuwendungen im Bereich Psychiatrie und der
Suchthilfe (Fachforderrichtlinie Gesundheitsamt)

Bei dieser Richtlinie sind Art, Umfang und Héhe der Zuwendung im jeweiligen Forderbereich
festgeschrieben.

Bei dem Verfahren und der Verwendungsnachweisprifung gelten die Regelungen entspre-
chend der Richtlinie Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung ambulanter sozi-
aler Dienste. Auch flr die Forderung der Personal- und Sachausgaben gelten die gleichen
Forderbedingungen.

Die Forderbereiche in dieser Richtlinie sind wie folgt definiert worden:

1.  Ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen fir Suchtkranke (BBS)
(Punkt 2.1 Richtlinie)

2. Kontakt- und Beratungsstellen fur psychisch Kranke (KBS) (Punkt 2.2 Richtlinie)

3. Sonstige Angebote (Punkt 2.3 Richtlinie)

Anzumerken ist, dass die anstehende Novellierung des BbgPsychKG Auswirkungen auf die
Forderbereiche KBS und BBS haben kdnnte.

Zusammenfassung:

Die Entwurfe der Richtlinien wurden im Ausschuss fir Soziales und Gesundheit am
15.01.2019 den Abgeordneten vorgestellt.

Bereits in der Sitzung der LIGA am 11.01.2019 konnten, im Rahmen des Beteiligungspro-
zesses mit den Tragern der freien Wohlfahrtspflege, die Inhalte diskutiert werden.

Auf einer Sondersitzung der LIGA am 31.01.2019 stellten sich die beteiligten Mitglieder der
Arbeitsgruppe der Kreisverwaltung den Fragen der Vertreter.

Position der LIGA nach der internen Beratung der Verbande zu den vorgelegten Richtlinien
ist:

,Die LIGA begruft aulRerordentlich, dass nach 20 Jahren die Struktur der Richtlinie Uberar-
beitet wurde. Die mit den beiden Richtlinienentwirfen vorgestellte neue Struktur wird grund-
satzlich positiv gesehen. Hinsichtlich der Festlegung der Férderhéhe und Umfange sind noch
Fragen offen geblieben”.

Nach dem Beschluss der Richtlinien ist eine Bedarfsplanung aller Angebote vorgesehen.
Diese versteht sich als Instrument der Erhebung von Bedarfslagen, der Weiterentwicklung
von Angeboten und des Dialogs zwischen allen Beteiligten. Auf der Prioritatenliste stehen
hierbei die Schuldnerberatung, die familienentlastenden und familienunterstitzenden Dienste
(FED und FUD) und die Pflegestltzpunkte.

Zudem stellt sich die Bedarfsplanung im Bereich der Sozialplanung als kontinuierlicher Pro-
zess der Bestandserhebung, Planung und Umsetzung dar. Nach Umsetzungs- und Evaluati-
onsphasen beginnen regelmafig neue Planungszyklen. Die Sozialplanung ist somit auch ein
Instrument der qualitativen und quantitativen Uberpriifung der bestehenden Angebote und
der mittelfristigen Festlegung von Mallnahmen und Handlungsstrategien, welche sich an den
Bedarfen vor Ort orientiert.
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Dazu sollen gemeinsam mit den Leistungsanbietern temporare, fachspezifische Arbeitsgrup-
pen gebildet werden. Fir die Erfolgsdefinition und diesbezligliche Steuerungsinstrumente
sollen gemeinsame Standards erarbeitet werden.

Mit dem Beschluss der Richtlinie Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung am-
bulanter sozialer Dienste und der Richtlinie im Bereich der Psychiatrie und Suchthilfe im
Landkreis Oder-Spree wird die Richtlinie vom 23.03.2004 mit fortgeschriebener Grundstruk-
tur zum 31.12.2019 aulBer Kraft gesetzt.

Finanzielle Auswirkungen:

Im Rahmen der neuen Richtlinien, die ab 2020 in Kraft treten sollen, ergeben sich keine
Steigerungen der Aufwendungen gegenuber dem im Haushaltsplan 2019 fir diesen Zweck
enthaltenen Gesamtbudget. Ein erhdhter Forderbedarf bei einzelnen FordermalRnahmen
kann jedoch aufgrund von Tarifsteigerungen im Rahmen der Personalkosten in den nachsten
Jahren entstehen. Allerdings sind die Férderbereiche durch Hochstsummen gedeckelt.

Stellungnahme der Kdmmerei:

Der Haushaltsplanentwurf 2019 enthalt im Produkt 33120 — Férderung von Tragern der
Wohlfahrtspflege sowie im Produkt 35120 — Integration von Flichtlingen fir Foérderbereiche,
die in der Richtlinie zur Férderung der ambulanten sozialen Dienste im LOS enthalten sind,
einen Mittelbedarf in Hohe von insgesamt 1.396.400 €. Fir die Férderbereiche der Fachricht-
linie Gesundheitsamt (Psychiatrie und Suchthilfe) enthalt der Planentwurf 2019 einen Mittel-
bedarf von 619.800 €. Insgesamt stehen 2019 fir die Férderung 2.016.200 € zur Verfligung.
Der Mittelbedarf der einzelnen Férderbereiche wird in gesonderten Konten dargestellt.

Die in beiden Richtlinien unter Il. Férderbereiche ausgewiesenen Betrage ergeben ein Ge-
samtbudget von 2.000.000 €, darunter 1.320.000 € fur die Richtlinie zur Férderung der am-
bulanten sozialen Dienste im LOS und 680.000 € fur die Fachrichtlinie Gesundheitsamt
(Psychiatrie und Suchthilfe). Dieser Mittelbedarf ist bei der Planung fir das Haushaltsjahr
2020 ff entsprechend zu berucksichtigen. Die Festlegung von Héchstsummen fur die einzel-
nen Forderbereiche schafft Planungssicherheit.

gez. Wellmer

Landrat / Dezernent

Anlagen:

Richtlinie Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung ambulanter sozialer Dienste
im Landkreis Oder-Spree (ohne Anderungen).

Richtlinie Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung ambulanter sozialer Dienste
im Landkreis Oder-Spree (mit Anderungen).

Richtlinie im Bereich Psychiatrie und Suchthilfe - Fachforderrichtlinie Gesundheitsamt —
im Landkreis Oder-Spree (ohne Anderungen).

Richtlinie im Bereich Psychiatrie und Suchthilfe - Fachforderrichtlinie Gesundheitsamt —
im Landkreis Oder-Spree (mit Anderungen).

Vorlage 008/2019 des Landkreises Oder-Spree Ausdruck vom: 20.02.2019
Seite: 5/5



	ref_voname
	datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

